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Abteilung / Amt Fachbereich 3 2026/0206 

Sachbearbeiter Schaub, Jutta  Datum 30.06.2026 

 
 
Gremium Datum Zuständigkeit Status Zusatzinfo 

Bau- und Umweltausschuss 21.07.2026 Entscheidung öffentlich  

 
 
Top Nr. 2.3 Sitzung des Bau- und Umweltausschusses am 21.07.2026 
 
 
Ortsbehördliche Vorbehandlung von Bauanträgen;  
Bauantrag zum Ausbau des Dachgeschosses in zwei Wohneinheiten und Errichtung 
eines Balkons; 
Jahnstr. 7, Fl.Nr. 543/2, Gemarkung Ochsenfurt (BGF-2026-152 vom 25.06.2026) 
 
Anlagen: 
Grundriss__Ansichten__Schnitte_geschwärzt 
 
Sachverhalt: 
Mit Antrag vom 23.06.2026 wurde beim Landratsamt Würzburg ein Antrag auf Baugenehmi-
gung für den Ausbau des Dachgeschosses in zwei Wohneinheiten und Errichtung eines Bal-
kons auf dem Anwesen Jahnstr. 7, Fl.Nr. 543/2 Gemarkung Ochsenfurt gestellt. Mit E-Mail vom 
25.06.2026 wurden die Unterlagen vom Landratsamt an die Stadt Ochsenfurt für die Erteilung 
des gemeindlichen Einvernehmens übersandt. 
 
Der Antrag beinhaltet einen Antrag auf Genehmigung einer Ausnahme von den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes nach § 31 Abs. 1 BauGB und einen Antrag auf Abweichung nach Art. 63 
BayBO. Diese Anträge liegen gegenwärtig noch nicht vollumfänglich vor. 
 
Für die neu geplanten Wohneinheiten werden keine zusätzlichen Stellplätze nachgewiesen 
bzw. errichtet. 
 



 
Lageplan ohne Maßstab 
 



 
Ansichten vom Bauvorhaben 

 
 
 

 
 



 
Lageplan ohne Maßstab 
 
 
Baurechtliche Beurteilung: 
Das betreffende Grundstück befindet sich im Geltungsbereich des einfachen Bebauungsplanes 
„Schützenweg“, in Kraft getreten am 05.06.2015.  
 
Der Bebauungsplan setzt keine Art der Nutzung fest, weil lt. Begründung des Bebauungsplans 
der Bereich keinem Gebiet nach der BauNVO zugeordnet werden kann.  
 
Die Beurteilungsgrundlage in Bezug auf die Art der Nutzung richtet sich nach § 34 BauGB. Das 
Bauvorhaben hat sich im Rahmen der Prüfung des „Sich-Einfügens“ das Gebot der Rücksicht-
nahme zu beachten. Das Bedeutet, dass es durch die beantragte Wohnbebauung nicht zu einer 
unzulässigen Einschränkung für das umliegende Gewerbe führen darf. 
 
Der Dachgeschossausbau ist nach Art. 57 Abs. 1 Nr. 18 BayBO verfahrensfrei, wenn in das 
bestehende Gebäude Wohnungen eingebaut werden und die äußere Gestalt des Gebäudes im 
Übrigen nicht verändert wird. 
 
Ein Stellplatznachweis für die geplanten Wohnungen im Dachgeschoss ist nicht erforderlich 
nach Art. 81 Abs. 1 Nr. 4b BayBO, wenn es sich um Wohngebäude handelt. 
 
Bei dem Gebäude handelt es sich um das ehemalige Elektrizitätswerk der Stadt Ochsenfurt. 
Das Gebäude stammt aus dem Jahr 1899. Denkmalschutzrechtliche Belange für das Gebäude 
sind von besonderer Bedeutung, da die historische Substanz und der kulturelle Ertrag dieses 
Bauwerks schützenswert ist.  
 
 
 
 
 
 
Auszug aus dem Bebauungsplan „Schützenweg“ 



 
 
 
Beurteilung der Verwaltung: 
 
Die Verwaltung begrüßt eine Wohnraumschaffung, soweit die rechtlichen Vorgaben eingehalten 
werden und eine Einschränkung des umliegenden Gewerbes nicht geschaffen wird.  
Dem Vorhaben kann wie vorliegend zugestimmt werden. Das gemeindliche Einvernehmen kann 
erteilt werden. Den Anträgen auf Ausnahme und Abweichung kann entsprochen werden für die 
notwendigen Treppenräume, Wände und der bestehenden Holztreppe, Brandschutz. Es wird 
gebeten, für die Dachgeschosswohnungen insgesamt zwei Stellplätze zu errichten (1 Stellplatz 
pro Wohneinheit).  
 
 
Ergebnis der Vorprüfung durch die Verwaltung: 
 

Planungsrechtliche Zuordnung: § 30 Abs. 3 BauGB einfacher Bebauungsplan „Schüt-
zenweg“ 
§ 34 BauGB, unbeplanter Innenbereich 

Erschließung des Baugrundstückes: gesichert 

Besondere Feststellungen: Antrag auf Ausnahme, Abweichung hinsichtlich not-
wendiger Treppenräume, Wände, bestehende 
Holztreppe 

 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Dem Vorhaben wird wie vorliegend zugestimmt. 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 BauGB wird erteilt. 
 
1. Den Anträgen auf Ausnahme nach § 31 Abs. 1 BauGB und auf Abweichung nach Art. 63 

BayBO kann im Vorfeld zugestimmt werden. 
 
2. Der Bauherr wird gebeten zwei weitere Stellplätze zu errichten. 
 
 



 
 


